
Sélection d'article sur la
politique suisse

processus Volksinitiative „Ja zu fairen Mieten“ und Teilrevision des Mietrechts
(99.076)

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



Imprimer

Éditeur

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Contributions de

Beer, Urs
Bernath, Magdalena
Brändli, Daniel
Müller, Eva

Citations préféré

Beer, Urs; Bernath, Magdalena; Brändli, Daniel; Müller, Eva 2025. Sélection d'article sur
la politique suisse: Volksinitiative „Ja zu fairen Mieten“ und Teilrevision des Mietrechts
(99.076), 1995 - 2004. Bern: Année Politique Suisse, Institut de science politique,
Université de Berne. www.anneepolitique.swiss, téléchargé le 02.05.2025.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE I

http://www.anneepolitique.swiss


Sommaire

1Chronique générale
1Infrastructure et environnement
1Aménagement du territoire et logement

1Logement et loyer

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE II



Abréviations

RK-NR Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats
OR Obligationenrecht
SMV Schweizerischer Mieterinnen- und Mieterverband
HEV Hauseigentümerverband Schweiz (Deutschschweiz & Tessin)
LIK Landesindex der Konsumentenpreise

CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national
CO Code des obligations
Asloca Association suisse des locataires
APF Association des propriétaires fonciers (Suisse alémanique & Tessin)
IPC Indice des prix à la consommation

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 1



Chronique générale

Infrastructure et environnement

Aménagement du territoire et logement

Logement et loyer

Als Reaktion auf ein Bundesgerichtsurteil, wonach eine Miete trotz Senkung des
Hypothekarzinssatzes nicht herabgesetzt werden muss, sowie auf die
Liberalisierungsversuche von Nationalrat und Bundesrat, die gemäss dem
Schweizerischen Mieterinnen- und Mieterverband (SMV) «das Mietrecht aushöhlen»,
kündigte dieser Ende November an, eine Volksinitiative «Ja zu fairen Mieten» zu
lancieren. Die Initiative verlangt eine automatische Weitergabe von
Hypothekarzinssenkungen an die Mieterschaft, einen Mietzinsschutz bei
Handänderungen und einen verbesserten Schutz gegen ungerechtfertigte Kündigungen.
Neu soll für die Mieten ein sogenannter geglätteter Hypothekarzinssatz massgeblich
sein, der dem Hypothekarzinsdurchschnitt der letzten fünf Jahre entspricht. Damit
würden sprunghafte Mietzinserhöhungen verhindert, und der Wohnungsmarkt würde
weniger abhängig von den fluktuierenden Kapitalmärkten. Der Mieterverband
begründete sein Begehren damit, dass er dem Spekulantentum mit Mietwohnungen, der
Preistreiberei bei Handänderungen und Luxussanierungen einen Riegel schieben wolle.
Der Schweizerische Hauseigentümerverband (HEV) warf den Initianten vor, sie wollten
die Kostenmiete weiter zementieren und die letzten Marktelemente im Mietrecht
beseitigen. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 27.11.1995
EVA MÜLLER

Ende April lancierte der Schweizerische Mieterinnen- und Mieterverband (SMV) seine
im letzten Jahr angekündigte Volksinitiative «Ja zu fairen Mieten». Damit will er auf
Vorstösse des Hauseigentümerverbandes (HEV) reagieren, welche die Preisgabe des
heutigen Mieterschutzes, den Wechsel zur Marktmiete und mit der Volksinitiative
«Wohneigentum für alle» weitere Steuerprivilegien fordern. Die Initianten betonten,
Investoren nicht abschrecken zu wollen und das Recht auf eine angemessene, faire
Rendite für die langfristigen Kapitalanleger in Wohnliegenschaften anzuerkennen. Ihr
Ziel sei es, Mieterinnen und Mieter vor Spekulation und Missbräuchen zu schützen, wie
z.B. Kündigungen für Luxusrenovationen oder Preissprünge durch Mieterwechsel.
Konkret verlangt die Initiative eine Änderung von Artikel 34septies der
Bundesverfassung und einen neuen Artikel 24, welche die automatische Weitergabe von
Hypothekarzinssenkungen an die Mieterschaft enthalten. Neu wäre anstelle des
aktuellen Hypothekarzinssatzes ein über fünf Jahre geglätteter Durchschnittszinssatz
als Berechnungsgrundlage für die Mieten massgebend. Darüber hinaus zielt die
Initiative auf einen wesentlich verstärkten Kündigungs- und Preisschutz ab: Neu sollen
Mieterinnen und Mieter nicht bloss «missbräuchliche», sondern alle
«ungerechtfertigte» Kündigungen anfechten können. Im Streitfall muss der Vermieter
beweisen, dass die Kündigung aus einem schützenswerten Interesse erfolgte und
verhältnismässig ist. Mietzinsanpassungen wären nur noch aufgrund der ausgewiesenen
Kostenentwicklung, allfälliger Mehrleistungen oder zur Kaufkraftsicherung des
risikotragenden Kapitals zulässig. Eine Anpassung an die ortsüblichen Mieten wäre
dagegen während der Dauer eines Mietverhältnisses nicht mehr möglich und auch mit
dem Hinweis auf eine ungenügende Rendite könnte eine Mietzinserhöhung nicht
begründet werden. Laut einem im August gefällten Bundesgerichtsurteil ist es zulässig,
bei Hypothekarzinssenkungen den bisherigen Mietzins beizubehalten, wenn er
quartier- oder ortsüblich ist. Der Mieterverband kritisierte den Entscheid als weiteren
Schritt Richtung Marktmiete. Der Hauseigentümerverband verurteilte die Initiative als
«volkswirtschaftlich schädlich» und widersprach der Behauptung, dass sie dem
Vermieter eine angemessene Rendite garantiere. Die Initiative gefährde künftige
Investitionen im Wohnungsbau. 2

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 07.08.1996
EVA MÜLLER

Im März kam die Volksinitiative «Ja zu fairen Mieten» des Schweizerischen
Mieterinnen- und Mieterverbands (SMV) mit rund 114'000 Unterschriften zustande.
Über die Hälfte der Unterschriften kamen aus der französischen Schweiz. Die Initiative
verlangt insbesondere, dass Hypothekarzinssenkungen an die Mieterinnen und Mieter
weitergegeben werden müssen, wobei als Berechnungsgrundlage für die Mieten ein
über fünf Jahre geglätteter Durchschnittszinssatz massgebend sein soll. 3

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 14.03.1997
EVA MÜLLER
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Der Bundesrat lehnte anfangs September die Volksinitiative des Mieterinnen- und
Mieterverbandes (SMV) «Ja zu fairen Mieten» ab und beauftragte das Bundesamt für
Wohnungswesen, der Initiative einen Gegenvorschlag auf Gesetzesstufe
gegenüberzustellen. Die Initiative sieht eine Anpassung der Mietpreise an den
durchschnittlichen Hypothekarzinssatz der letzten fünf Jahre vor. Gemäss
bundesrätlichen Vorgaben soll der Entwurf des Gegenvorschlages zwei von den
Vertragspartnern wählbare Modelle der Mietzinsbildung enthalten: eine Indexmiete, bei
welcher die Regeln für die Gestaltung des Mietzinses im Obligationenrecht (OR)
vereinfacht und die Mietzinsen künftig an den Landesindex der Konsumentenpreise
gebunden (LIK) werden, sowie eine vom Hypothekarzinsniveau unabhängige
Kostenmiete, welche Mietzinsanpassungen auch weiterhin ermöglicht, wenn die
Vermieterschaft teuerungsbedingte Änderungen der Betriebs- und Unterhaltskosten
ausweisen kann. Hypothekarzinsänderungen sollten als Anpassungsgrund indes
ausgeschlossen werden, weil dies in der Vergangenheit für Unruhe und Instabilität bei
der Mietzinsentwicklung gesorgt habe. Während weder die Index- noch die
Kostenmiete beim Hauseigentümerverband (HEV) auf Gegenliebe stiess, begrüsste der
Mieterverband den bundesrätlichen Vorschlag, die Hypothekarzins-Schwankungen
nicht mehr direkt auf den Mietzins zu übertragen. 4

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 03.09.1998
URS BEER

Im September stellte der Bundesrat seinen Gegenvorschlag zur 1997 eingereichten
Volksinitiative «Ja zu fairen Mieten» des Schweizerischen Mieterverbandes (SMV) vor.
Die Initiative will für Mietzinsanpassungen einen über fünf Jahre geglätteten
Hypothekarzinssatz zugrunde legen. Der Gegenvorschlag möchte die Bindung der
Mietpreise an die Hypothekarzinsen gänzlich aufheben und zu einer Indexmiete
übergehen. Die Mieten sollten demnach an den Landesindex der Konsumentenpreise
gekoppelt werden, der geringeren Schwankungen unterworfen ist. Dadurch könnte
auch die Politisierung der Hypothekarzinssätze rückgängig gemacht werden, die die
Geldpolitik behindern würde. Der Mieterverband wies den Gegenvorschlag bereits bei
dessen Ankündigung Ende Mai zurück und hielt an seiner Initiative fest. Sein
Hauptargument war eine in der Initiative enthaltene Verbesserung des
Kündigungsschutzes, die im bundesrätlichen Gegenvorschlag unberücksichtigt bleibt.
Der Hauseigentümerverband (HEV) wies sowohl die Initiative wie auch den
bundesrätlichen Gegenvorschlag zurück. Ihm schwebt die Einführung einer echten
Marktmiete vor; die Mietpreise sollen sich in Zukunft allein nach dem Verhältnis
zwischen Angebot und Nachfrage richten. 5

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 15.09.1999
DANIEL BRÄNDLI

Als der Bundesrat im vergangenen Herbst seine Botschaft zur Teilrevision des
Mietrechts im Obligationenrecht und zur Volksinitiative «Ja zu fairen Mieten»
verabschiedet hatte, herrschte an der Zinsfront noch Ruhe. Das Zinsniveau und speziell
die Hypothekarzinsen sind aber im Berichtsjahr wieder angestiegen, was zu
Mieterhöhungen führte. Im Mai forderte deshalb der Mieterinnen- und Mieterverband
(MV) vom Bundesrat Sofortmassnahmen im Mietrecht. Die gesetzlich festgelegten
Überwälzungssätze sollten mit einem dringlichen Bundesbeschluss halbiert werden. Der
Bundesrat wollte diesem Anliegen aber nicht entsprechen. Eine kurzfristige Änderung
der Überwälzungsansätze hätte seiner Meinung nach die parlamentarische Debatte zur
Mietrechtsrevision unterlaufen.

Gleichzeitig nahm der Hauseigentümerverband (HEV) seinen Kampf gegen die
Mieterinitiative auf. An einer Delegiertenversammlung im Juni forderte SHEV-Präsident
Dettling, der Bundesrat müsse die Initiative ohne Gegenvorschlag zur Abstimmung
bringen. Alt Nationalrat Jaeger (ldu, SG) setzte sich für eine schrittweise Liberalisierung
des Mietmarktes ein. 6

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 06.07.2000
DANIEL BRÄNDLI

Auf Antrag seiner Rechtskommission (RK-NR) lehnte der Nationalrat die Mieterinitiative
ab und sprach sich grundsätzlich für den indirekten Gegenvorschlag des Bundesrates
aus. Dieser will auf die Hypothekarzinsbindung verzichten und die Mietpreise in
Zukunft am Landesindex der Konsumentenpreise (LIK) anbinden. Das Kriterium der
missbräuchlichen Miete bleibt erhalten. Bemessungsgrundlage bleibt die
quartiersübliche Vergleichsmiete.

Umstritten war jedoch die Frage, zu welchem Prozentsatz die Teuerung gemäss LIK auf
die Mieten überwälzt werden soll. Der Bundesrat schlug eine Überwälzung zu 80
Prozent vor. Vallender (fdp, AR) stellte den Antrag, hier keine dirigistischen Schranken

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 14.12.2000
DANIEL BRÄNDLI
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einzubauen und den Vermietern das Recht auf eine 100 prozentige Überwälzung zu
erteilen. Für die Mietervertreter forderte Thanei (sp, ZH) hingegen eine Limitierung bei
maximal 60 Prozent. Bundesrat Couchepin erklärte, eine Überwälzung von mehr als 80
Prozent der Teuerung könnte wiederum die Teuerung verstärken, weil die Mieten selbst
zu 20 Prozent im LIK enthalten sind. Schliesslich akzeptierte die Ratsmehrheit die vom
Bundesrat vorgesehenen 80 Prozent. Bei der Festlegung der Vergleichsmiete waren die
Vertreter der Vermieterseite erfolgreich: Sie setzten durch, dass nicht nur
Luxuswohnungen, sondern auch alle Genossenschafts- und Gemeindewohnungen aus
der quartiersweisen Berechnung der Vergleichsmiete ausgeschlossen werden. FDP-
und SVP-Vertreter versuchten allerdings vergeblich, eine Kumulation beider Systeme,
Indexmiete und Vergleichsmiete, zu erwirken. Keine Chance hatten auch zwei
mieterfreundliche Anträge nach einem Ausbau des Kündigungsschutzes und zur
Einführung einer Schutzklausel bei übermässig ansteigender Teuerung. Zudem strich
eine bürgerliche Mehrheit im Rat die vom Bundesrat als Neuerung vorgeschlagene
staatliche Kostenübernahme bei Verhandlungen vor den Mietgerichten. Der Nationalrat
genehmigte den bereinigten Gegenvorschlag mit 95 zu 54 Stimmen. Die Mieterseite
liess erkennen, dass sie dem Gesetz unter diesen Umständen nie zustimmen werde.
Zudem wurde die Behandlungsfrist der Initiative um ein weiteres Jahr verlängert. 7

Nachdem der Nationalrat im vergangenen Jahr dem indirekten Gegenvorschlag des
Bundesrates zur Volksinitiative «Ja zu fairen Mieten» gefolgt war, schuf der Ständerat
im Berichtsjahr mehrere Differenzen. Er beschloss insbesondere, dass sich
Mieterhöhungen jährlich nach dem Landesindex der Konsumentenpreise (LIK) und
zusätzlich alle fünf Jahre auch noch nach den ortsüblichen Mieten richten dürfen.
Daraufhin drohte der Schweizerische Mieterinnen- und Mieterverband (SMV) mit dem
Referendum.

Das neue Modell war von der vorberatenden Kommission vorgeschlagen worden. Es sah
auch vor, dass die Überwälzung der Teuerung zu 100 Prozent erfolgen soll statt nur zu
80 Prozent, wie von Bundesrat und Nationalrat beschlossen. Diese absolute
Missbrauchsgrenze, basierend auf einem Vergleich, solle immer gelten, sowohl bei der
Anfangsmiete als auch bei Handänderungen und Mietzinserhöhungen. Neu sollten auch
Geschäftsräume diesen Regelungen unterliegen. Der Präsident des
Hauseigentümerverbandes (SHEV) Dettling (fdp, SZ) präsentierte dazu eine Alternative.
Diese sah vor, dass die Mietzinse nach einer Schonfrist von zwei Jahren jährlich um
vier Prozent erhöht werden könnten, um Anreize für Investitionen in Wohnräume zu
schaffen. Eintreten wurde ohne Gegenstimme beschlossen. In der Detailberatung
entschied der Ständerat mit 19 zu 18 Stimmen, zwar auch Geschäftsräumlichkeiten, aber
nur von örtlich gebundenen Kleinbetrieben gegen missbräuchliche Mietzinse zu
schützen. In die Vergleichsmiete sollen auch von Genossenschaften und Gemeinwesen
vermietete Wohnungen einfliessen, da sie einen wichtigen Anteil am Marktangebot
ausmachen. In Bezug auf die Mietzinsaufschläge setzte sich der Antrag der
Kommissionsmehrheit (100 Prozent Anpassung an Teuerung plus alle fünf Jahre
Anpassung an Vergleichsmieten) sowohl gegenüber dem Vorschlag des Bundesrates (nur
80 Prozent Überwälzung der Teuerung) als auch gegenüber dem Minderheitenantrag
Dettling (jährlich vier prozentige Erhöhung nach zwei Jahren) durch. Falls die Teuerung
allerdings während mehr als zwei aufeinanderfolgenden Jahren fünf Prozent
überschreite, sollte die Indexierung an den Konsumentenpreisindex wegfallen. 

In der Gesamtabstimmung verabschiedete der Ständerat die Revision des Mietrechts
mit 22 zu 12 Stimmen und lehnte die Volksinitiative «Ja zu fairen Mieten» mit 32 zu 5
Stimmen ab. 8

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 24.12.2001
MAGDALENA BERNATH

Während des Differenzbereinigungsverfahrens zur Teilrevision des Mietrechts
schwenkte die Rechtskommission des Nationalrats (RK-NR) auf ein neues Konzept, den
«accord romand», um. Dieser Kompromiss zwischen Mieter- und Vermieterkreisen aus
der Romandie orientierte sich im Wesentlichen an den Regeln des Status quo, koppelt
die Mietzinse jedoch statt an den Hypothekarzins neu an den Landesindex der
Konsumentenpreise (LIK). Während der Schweizerische Mieterverband (SMV) den
Rückzug seiner Initiative in Aussicht stellte, falls das Parlament den accord übernehmen
sollte, lehnten ihn die Deutschschweizer Hauseigentümer (SHEV) strikte ab. In der
Frühlingssession folgte der Nationalrat einem Ordnungsantrag des Präsidenten des
Zürcher Hauseigentümerverbandes Hegetschweiler (fdp, ZH) und strich die
Mietrechtsrevision vom Sessionsprogramm, da das mit Stichentscheid der

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 12.03.2002
MAGDALENA BERNATH
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Kommissionspräsidentin beschlossene Konzept noch nicht behandlungsreif sei;
Kommissionspräsidentin Thanei (sp, ZH) unterlag mit ihrem Antrag, das Geschäft auf die
dritte Sessionswoche zu verschieben. Mit Unterstützung der Mehrheit der CVP und
eines Teils der FDP hiess der Rat mit 93 zu 74 Stimmen jedoch einen weiteren
Ordnungsantrag der Zürcherin gut, die Volksabstimmung über die Initiative «Ja zu
fairen Mieten» auszusetzen, bis die Bundesversammlung über den indirekten
Gegenvorschlag endgültig beschlossen habe. Mit 102 zu 60 (Nationalrat) respektive 35
zu 4 Stimmen (Ständerat) empfahl das Parlament die Volksinitiative «Ja zu fairen
Mieten» zur Ablehnung. 9

In der Sommersession lehnte der Nationalrat eine Lockerung des Mieterschutzes für
Geschäftsräume, wie sie der Ständerat vorsah, ab. Anschliessend verwarf er mit 95 zu
83 Stimmen den «accord romand» und folgte dem Minderheitsantrag Cina (cvp, VS),
der wie die kleine Kammer die Vergleichsmiete als Mittel zur Mietzinsüberprüfung
vorsah. Mit grossem Mehr schloss er sich der ständerätlichen Lösung an, die es
Mieterinnen und Mietern erstmals nach fünf Jahren erlaubt, eine Überprüfung des
Mietzinses zu verlangen und nahm damit ein Anliegen der Mieterinitiative auf; gegen die
Stimmen der SP verzichtete die grosse Kammer jedoch auf einen weitergehenden
Kündigungsschutz. Dafür sollten auch Genossenschafts- und Sozialwohnungen in die
Vergleichsmiete einbezogen werden. Nachdem Thanei (sp, ZH) die Forderung, dass
Vermieter die Mieten alle fünf Jahre an die Vergleichsmieten anpassen könnten, als
Schicksalsartikel qualifiziert hatte und Bundesrat Couchepin eine Niederlage in der
Volksabstimmung befürchtete, lehnte die Volkskammer diesen Antrag der
Vermieterseite ab. Schliesslich beschloss sie, dass Investitionen für energetisch
wirksame Massnahmen im Sinne des CO2-Gesetzes nur zu 50 bis 70 Prozent (statt zu
100%) als wertvermehrend auf den Mietzins überwälzt werden können; sie begründete
dies damit, dass steuerlich begünstigte Investitionen nicht voll auf die Mieterschaft
überwälzt werden sollen. Zur Methode zum Vergleich der Marktmieten siehe auch die
Frage Garbani (sp, NE) (01.1121). 10

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 05.06.2002
MAGDALENA BERNATH

In der Herbstsession bereinigte der Ständerat die Hauptdifferenz zum Nationalrat:
Künftig soll der Vermieter die Teuerung jährlich voll überwälzen können; der Antrag
Dettling (fdp, SZ), welcher eine Anpassung des Mietzinses jeweils an die Vergleichsmiete
nebst einer Überwälzung der Teuerung von 80 Prozent vorsah, wurde abgelehnt,
nachdem Bundesrat Couchepin gedroht hatte, die Vorlage mit einer solchen
Kumulation nicht mehr zu unterstützen. Bei den übrigen Differenzen beharrte der
Ständerat auf seiner Position, insbesondere bei der Lockerung des Mieterschutzes für
Geschäftsräume, bei Handänderungen als Grund für Mietzinserhöhungen und bei der
Ausdehnung des neuen Rechts auch auf alte Mietverhältnisse. Die grosse Kammer
lenkte in der Frage der Transparenz bei den ermittelten Vergleichsmieten ein. Diese
sollen nur beim Verdacht auf Missbrauch eingesehen werden können, nicht aber, um
den Mietpreis festzulegen. 11

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 30.09.2002
MAGDALENA BERNATH

Da der Ständerat in der Wintersession weiterhin auf seinen Positionen bei den
verbleibenden Differenzen beharrte, wurde eine Einigungskonferenz nötig. Hier
einigten sich die Räte, dass bei einer Handänderung der Mietzins künftig im Rahmen
der Vergleichsmiete bis zu zehn Prozent erhöht werden dürfte (der Ständerat hatte sich
für 20 Prozent ausgesprochen, die grosse Kammer wollte Mietzinserhöhungen hingegen
nicht einfach durch Besitzerwechsel begründen lassen). Ferner würden, wie vom
Ständerat gewünscht, Unternehmen mit einem Jahresumsatz von über CHF 2.5 Mio.
oder mindestens 20 Beschäftigten vom Schutz vor missbräuchlichen Mietzinsen
ausgenommen. Schliesslich sollen nur die neuen Mietverhältnisse dem neuen Recht
unterstehen, nicht jedoch die alten. Der Nationalrat nahm die Vorschläge der
Einigungskonferenz mit 88 zu 61 Stimmen bei 10 Enthaltungen an. In der
Schlussabstimmung wurde der indirekte Gegenvorschlag zur Mieterinitiative mit 98 zu
71 Stimmen (Nationalrat) respektive 36 zu 5 Stimmen (Ständerat) angenommen;
dagegen sprachen sich die Grünen, die SP und vereinzelte Vertreter der SVP aus.
Wenige Tage nach der Schlussabstimmung beschloss der Schweizerische Mieterinnen-
und Mieterverband (SMV) einstimmig, das Referendum zu ergreifen, da das neue
Mietgesetz gegenüber dem gültigen Recht eine Verschlechterung darstelle. 12

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 13.12.2002
MAGDALENA BERNATH

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 5



Am 18. Mai 2003 fand die Abstimmung über die Volksinitiative «Ja zu fairen Mieten»
statt, welche der Schweizerische Mieterinnen- und Mieterverband (SMV) 1997
eingereicht hatte. Bundesrat und Parlament lehnten die Vorlage ab mit der Begründung,
sie enthalte zu starre Mietzinsvorschriften, führe die problematische Anbindung der
Mietzinse an die Hypothekarzinssätze fort und gehe beim Kündigungsschutz zu weit.
Wichtige Anliegen der Initiative würden mit einer 2002 beschlossenen Änderung des
geltenden Mietrechts erfüllt. Da der Mieterverband gegen diesen indirekten
Gegenvorschlag erfolgreich das Referendum ergriff, wird es darüber 2004 zu einer
Volksabstimmung kommen. Linke und Gewerkschaften befürworteten die Initiative «Ja
zu fairen Mieten», bürgerliche Parteien, der Hauseigentümerverband und die
Wirtschaftsverbände lehnten sie ab.

Abstimmung vom 18. Mai 2003

Beteiligung: 49.6%
Ja: 749'262 (32.7%) / Stände: 1
Nein: 1'540'217 (67.3%) / Stände: 19 6/2

Parolen:
– Ja: SP, GP, PdA, CSP; SGB, Travail.Suisse.
– Nein: CVP, FDP, SVP, LP, EVP, EDU, Lega, FP; economiesuisse, SGV, SBV.
– Stimmfreigabe: SD.

Volk und Stände verwarfen die Vorlage. Am meisten Unterstützung erhielt sie in der
Westschweiz, wo Genf ihr als einziger Kanton knapp zustimmte, sowie im Tessin und in
Basel-Stadt. Die nach dem Urnengang durchgeführte Meinungsumfrage (Vox-Analyse)
ergab, dass nur die Hälfte der Mieterinnen und Mieter die Vorlage befürwortet hatte.
Allerdings konnten die Nein-Stimmenden gemäss Vox-Analyse nur wenig spezifische
Motive für ihre negative Einstellung nennen. Offenbar hatte die Tatsache, dass viele
Leute angesichts der komplexen Ausgangslage mit Initiative und indirektem
Gegenentwurf schlecht informiert waren, zur diffusen Ablehnung einer plötzlichen
Änderung des alten und bekannten Mietsystems und damit zur deutlichen Ablehnung
der Initiative geführt. 13

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 18.05.2003
MAGDALENA BERNATH

Anfang Februar 2004 kam die Vorlage zur Revision des Mietrechts zur
Volksabstimmung. Sie stellte einen indirekten Gegenvorschlag des Parlaments zu der
im Mai 2003 von Volk und Ständen abgelehnten Volksinitiative «Ja zu fairen Mieten»
des Mieterinnen- und Mieterverbandes (SMV) dar. Der Verband hatte gegen die
Mietrechtsrevision das Referendum ergriffen, weil er vom neuen Recht massive
Mietzinserhöhungen befürchtete. Kernstück der Vorlage bildete der Systemwechsel bei
der Berechnungsgrundlage für zulässige Mietzinsveränderungen: Neu sollte nicht mehr
der Hypothekarzins, sondern der Landesindex der Konsumentenpreise (LIK) als Basis
dienen. In der Abstimmungskampagne entsprachen die Fronten in der Deutschschweiz
und im Tessin dem bei wirtschaftspolitischen Vorlagen typischen Links-Rechts-Schema:
Auf der Befürworterseite standen die meisten bürgerlichen Parteien und die
Unternehmerverbände, auf der Seite der Gegner die SP, die GP und die
Gewerkschaften. In der Westschweiz hingegen empfahlen mit Ausnahme der Liberalen
auch die meisten bürgerlichen Parteien und der Hauseigentümerverband ein Nein.

Abstimmung vom 8. Februar 2004

Beteiligung: 45.0%
Ja: 756'725 (36.0%)
Nein: 1'346'492 (64.0%)

Parolen:
– Ja: CVP (5*), FDP (1*), SVP (5*), LP, FP, Lega; economiesuisse, SGV, SBV, ZSA,
Hauseigentümerverband Schweiz.
– Nein: SP, GP, CSP, EDU, EVP, PdA, SD; SGB, Travail.Suisse, Mieterverband,
Westschweizer Hauseigentümerverband.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 08.02.2004
MAGDALENA BERNATH
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Die Stimmberechtigten lehnten die Mietrechtsrevision mit 64.1 Prozent Nein-Stimmen
ab; sie stiess in keinem einzigen Kanton auf Zustimmung. Gemäss Vox-Analyse war das
wichtigste Motiv für die Ablehnung die Angst vor Mietzinserhöhungen gewesen. Von
Bedeutung waren auch die Vermutung, dass mit dem neuen Gesetz der Mieterschutz
abgebaut würde, sowie eine allgemein negative Haltung gegenüber der Vorlage. 14

1) Presse vom 27.11.95.
2) BBl, 1996, II, S. 536 ff.; Presse vom 27.4. und 7.8.96.
3) BBl, 1997, IV, S. 449 f.; Presse vom 15.3.97.
4) Presse vom 3.9.98; NZZ, 30.12.98.
5) BBl, 1999, S. 9823 ff.; Presse vom 9.3. und 16.9.99; NZZ, 1.6. und 7.6.99.
6) NZZ, 31.5., 5.6. und 6.7.00.
7) AB NR, 2000, S. 1366 ff; AB NR, 2000, S. 1467 ff; AB NR, 2000, S. 1490 f; AB SR, 2000, S. 937; TA, 6.12., 12.12 und 16.12.00;
NZZ, 12.12.00.
8) AB SR, 2001, S. 842 ff.; NZZ, 6.1., 30.11. und 1.12.01; SHZ, 28.11.01; Presse vom 5.–8.12.01; NLZ, 24.12.01.
9) 24h und LT, 9.2.02; LT und TA, 12.2.02; Presse vom 13.2. und vom 24.4.02.; AB NR, 2002, S. 201 ff.; AB NR, 2002, S. 204; AB
NR, 2002, S. 29 ff.; AB SR, 2002, S. 109; BBl, 2002, S. 2737 ff.
10) AB NR, 2002, S. 225 f.; AB NR, 2002, S. 475; AB NR, 2002, S. 686 ff.; Presse vom 25.5. und vom 6.6.02; NZZ, 31.5.02; AZ,
1.6.02; SGT und 24h, 5.6.02; LT, 24.8.02 
11) AB NR, 2002, S. 1466 ff.; AB NR, 2002, S. 1484 ff.; AB SR, 2002, S. 629 ff.; Presse vom 19.9.02.
12) AB NR, 2002, S. 1990 ff.; AB NR, 2002, S. 2171 f.; AB SR, 2002, S. 1184 ff.; AB SR, 2002, S. 1306; AB SR, 2002, S. 965 ff.; BBl,
2002, S. 8234 ff.; LT und TA, 27.11.02; LT und NZZ, 4.12.02; LT und TG, 10.12.02; TA, 14.12.02; Presse vom 11.12.02;
Referendum: Presse vom 16.12.02.
13) BBl, 2003, S. 1944 ff.; BBl, 2003, S. 3340 f.; BBl, 2003, S. 5164 ff.; BBl, 2003, S. 7675 f.; Presse vom 25.2. 25.3., 4.4. und
9.5.03.; VOX (2003). Analyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 18. Mai 2003
14) BBl, 2004, S. 2199 ff.; Presse vom 27.12.03–6.2.04; 9.2.04; VOX (2004). Analyse der eidgenössischen Abstimmungen vom
8. Februar 2004
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